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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 R 438/18
Datum 02.11.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 R 284/21
Datum 13.06.2023

3. Instanz

Datum 28.11.2023

I.Â Â  Â Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am
Main vom 2. November 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander fÃ¼r die Berufungsinstanz keine Kosten zu
erstatten.
III.Â Â  Â Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten um die Aufhebung und Erstattung von Rente wegen voller
Erwerbsminderung wegen Hinzuverdienstes der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum vom
1. August 2012 bis 30. November 2014 in HÃ¶he von zuletzt noch 3.278,26 â�¬.

Die Beklagte bewilligte der 1952 geborenen KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 1.
Dezember 2011 Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung ab dem 1. September
2011. Die KlÃ¤gerin hatte bereits zuvor seit dem 12. April 2011 Krankengeld
bezogen. Ein neurologisch-psychiatrisches Gutachten des Facharztes fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. D. vom 5. September 2011 kam u.a. zu der Diagnose
einer depressiven StÃ¶rung, mittelgradig ausgeprÃ¤gt, und einer
LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin sowohl in ihrem letzten Beruf als
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kaufmÃ¤nnischer Angestellten als auch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt von drei
bis unter sechs Stunden. Eine Wiederherstellung der vollschichtigen
ErwerbsfÃ¤higkeit sei innerhalb Jahresfrist durch fortgesetzte ambulante
psychiatrische und psychotherapeutische Behandlung zu erwarten. Die depressive
StÃ¶rung sei ausgelÃ¶st durch verschiedene Umfeldbelastungen im familiÃ¤ren
Bereich sowie chronische SchmerzzustÃ¤nde. Die KlÃ¤gerin hatte von
Partnerschaftskonflikten mit ihrem Ehemann berichtet, der auf ihr Betreiben hin
wegen zunehmender VerhaltensauffÃ¤lligkeiten (Selbstmorddrohung und
aggressiven Verhaltens) stationÃ¤r psychiatrisch behandelt werde. Nach
Widerspruchseinlegung reichte die KlÃ¤gerin eine Stellungnahme der FachÃ¤rztin
fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. H. vom 6. Februar 2012 ein, wonach bei
der KlÃ¤gerin wegen der Belastungen rund um ihren Ehemann und ihre Scheidung
inzwischen eine rezidivierende depressive StÃ¶rung in Form einer schweren Episode
vorliege. Die KlÃ¤gerin gab zudem an, eine FortfÃ¼hrung ihrer BeschÃ¤ftigung bei
ihrem Ehemann sei nicht mÃ¶glich.

In einer Anfrage der Beklagten vom 18. Mai 2012, RÃ¼ckantwort eingegangen bei
der Beklagten am 14. Juni 2012, erkundigte sich die Beklagte danach, ob die
KlÃ¤gerin in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis stehe und bat darum, den Arbeitgeber einen
entsprechenden Vordruck zukommen zu lassen. Auf dem der Beklagten
zurÃ¼ckgesendeten Formular gab die KlÃ¤gerin handschriftlich an, sie beziehe
noch Krankengeld bis ca. August 2012. Ausweislich eines Vermerks in der
Verwaltungsakte der Beklagten vom 11. Juni 2012 hatte die KlÃ¤gerin zuvor
telefonisch mitgeteilt, dass sie getrennt von ihrem Ehemann lebe. Dieser sei ihr
Arbeitgeber. Das Formular zur Arbeitgeberbescheinigung werde sie ggfs. an den
Steuerberater des Ehemannes geben. Die Beklagte teilte mit, dass sie ersatzweise
auch Gehaltszettel fÃ¼r MÃ¤rz und April 2011 berÃ¼cksichtigen kÃ¶nne. Die
KlÃ¤gerin habe angegeben, auÃ�er Krankengeld und Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung keine weiteren EinkÃ¼nfte zu haben. Zur Akte gelangte eine
Arbeitgeberbescheinigung des Arbeitgebers S. 1-3D-Messtechnik vom 12. Juni 2012,
wonach die KlÃ¤gerin im MÃ¤rz 2011 eine Bruttoarbeitsentgelt von 684,00 â�¬
sowie im April 2011 ein Bruttoarbeitsentgelt von 250,80 â�¬ erzielt hatte. Zur Akte
gelangten zudem entsprechende Gehaltsmitteilungen fÃ¼r MÃ¤rz und April 2011.

Die Beklagte half dem Widerspruch ab und bewilligte der KlÃ¤gerin mit
Rentenbescheid vom 22. Juni 2012 nunmehr eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung auf Dauer ab dem 1. MÃ¤rz 2011. BerÃ¼cksichtigt wurde
Hinzuverdienst im MÃ¤rz 2011 in HÃ¶he von 684,00 â�¬, im April 2011 in HÃ¶he
von 250,80 â�¬ und ab Mai 2011 keinerlei Hinzuverdienst mehr. Unter der
Ã�berschrift â��Mitteilungspflichten und Mitwirkungspflichtenâ�� fÃ¼hrte die
Beklagte aus: â��Bitte teilen Sie uns unverzÃ¼glich mit, wenn Sie eine
BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit aufnehmen oder ausÃ¼ben. Ihre
Rente wegen voller Erwerbsminderung kann dann wegfallen. â�¦ Â Ihre Rente
wegen voller Erwerbsminderung wird nicht oder in verminderter HÃ¶he gezahlt,
sofern durch Einkommen die fÃ¼r diese Rente maÃ�gebende Hinzuverdienstgrenze
Ã¼berschritten wird. Die Hinzuverdienstgrenze finden Sie in der Anlage 19. Sie
mÃ¼ssen uns unverzÃ¼glich mitteilen, wenn Ihr Einkommen Ã¼ber der
Hinzuverdienstgrenze liegt.â�� In Anlage 1 des Rentenbescheids wird bei
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Berechnung der Rente u.a. â��fÃ¼r die Zeit ab 01.04.2011â�� angegeben: â��-
trifft die Rente nicht mehr mit Hinzuverdienst zusammenâ��. In Anlage 19 â��
â��Darstellung der Hinzuverdienstgrenzenâ�� â�� fÃ¼hrt die Beklagte u.a. aus, ob
die Rente wegen voller Erwerbsminderung in voller HÃ¶he, in HÃ¶he von drei
Vierteln, in HÃ¶he der HÃ¤lfte oder in HÃ¶he eines Viertels geleistet wird, sei
abhÃ¤ngig davon, welche Hinzuverdienstgrenze eingehalten werde. Die
Hinzuverdienstgrenzen fÃ¼r die Rente wegen voller Erwerbsminderung wÃ¼rden
auf dieser Anlage dargestellt. FÃ¼r die Rente wegen voller Erwerbsminderung in
voller HÃ¶he betrage die Hinzuverdienstgrenze monatlich 400,00 â�¬. Der
Hinzuverdienst eines Kalendermonats werde der monatlichen Hinzuverdienstgrenze
gegenÃ¼bergestellt. Die maÃ�gebende Hinzuverdienstgrenze dÃ¼rfe zweimal im
Laufe eines jeden Kalenderjahres um einen Betrag bis zur HÃ¶he der fÃ¼r einen
Monat geltenden Hinzuverdienstgrenze Ã¼berschritten werden. Ein solches
Ã�berschreiten sei jedoch nur dann zulÃ¤ssig, wenn im Vergleich zum Vormonat ein
hÃ¶herer Hinzuverdienst erzielt und hierdurch die bisherige monatliche
Hinzuverdienstgrenze Ã¼berschritten werde. Sollte die KlÃ¤gerin zu den
Hinzuverdienstgrenzen und zu dem fÃ¼r sie zulÃ¤ssigen Hinzuverdienst weitere
AuskÃ¼nfte und ErlÃ¤uterungen wÃ¼nschen, werde ihr empfohlen, sich an eine der
Auskunfts- und Beratungsstellen der Deutschen Rentenversicherung oder an den
fÃ¼r sie zustÃ¤ndigen RentenversicherungstrÃ¤ger zu wenden. In Anlage 21 â��
â��Zusammentreffen von Rente und Hinzuverdienstâ�� â�� wurde festgestellt,
dass die Rente wegen voller Erwerbsminderung mit Hinzuverdienst
zusammentreffe. FÃ¼r die Zeit ab dem 1. MÃ¤rz 2011 wurde dabei Arbeitsentgelt in
HÃ¶he von 684,00 â�¬ berÃ¼cksichtigt, fÃ¼r die Zeit ab dem 1. April 2011 in
HÃ¶he von 250,80 â�¬ und fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Mai 2011 stehe der KlÃ¤gerin
die Rente in voller HÃ¶he zu, weil die Rente nicht mehr mit Hinzuverdienst
zusammentreffe.

Laut Telefonvermerk vom 24. August 2012 rief die KlÃ¤gerin bei der Beklagten an
und erkundigte sich nach der Auszahlung des Rentennachzahlungsbetrags aus dem
Bescheid vom 22. Juni 2012. Ein erneuter Anruf erfolgte diesbezÃ¼glich laut
Telefonvermerk am 30. August 2012. Nach Auszahlung des Restbetrags rief die
KlÃ¤gerin laut Telefonvermerk vom 25. September 2012 bei der Beklagten an und
bat um Ã�berprÃ¼fung der gespeicherten Entgeltzeit vom 1. Januar bis 30. April
2011. Ausweislich eines Telefonvermerks vom 29. Oktober 2012 gab die KlÃ¤gerin
gegenÃ¼ber der Beklagten an, die Ã�berprÃ¼fung habe sich erledigt. Die Beklagte
habe laut Vermerk gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin angegeben, sie ginge von der
Richtigkeit der gemeldeten Daten aus und die KlÃ¤gerin solle Nachweise einsenden,
sofern Unklarheiten vorlÃ¤gen. Im Juni 2014 sprach die KlÃ¤gerin in der Auskunfts-
und Beratungsstelle der Deutschen Rentenversicherung Hessen in C-Stadt vor und
erkundigte sich nach Probeberechnungen fÃ¼r eine mÃ¶gliche Altersrente fÃ¼r
schwerbehinderte Menschen mit Beginn 1. Juni 2014 oder 1. November 2014. Am
24. Juni 2016 erkundigte sich die KlÃ¤gerin nach einer fiktiven Berechnung einer
Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen zum frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt
ohne AbschlÃ¤ge unter Angabe der gÃ¼ltigen Hinzuverdienstgrenzen. AnlÃ¤sslich
der o.g. Kontakte zeigte die KlÃ¤gerin die Erzielung von Einkommen fÃ¼r den
Zeitraum ab Mai 2011 nicht an.
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Am 18. November 2016 beantragte die KlÃ¤gerin eine Altersrente fÃ¼r
schwerbehinderte Menschen ab dem 1. Januar 2017. Im Rentenantrag gab die
KlÃ¤gerin an, sie werde ab Rentenbeginn kein Arbeitsentgelt und keinen
steuerrechtlichen Gewinn erzielen. Mit Rentenbescheid vom 6. Dezember 2016
bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin ab dem 1. Januar 2017 die beantragte
Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen.

Im Rahmen einer BetriebsprÃ¼fung bei dem Arbeitgeber E. â�� Modeagentur â��
stellte die Beklagte im November 2016 fest, dass die KlÃ¤gerin seit dem 1. Januar
2012 als BÃ¼rokraft versicherungspflichtig in der Kranken-, Renten- und
Arbeitslosenversicherung gewesen sei. Nach maschinellem Hinweis vom 14. April
2017 wurde der Sachbearbeitung der Beklagten mitgeteilt, dass die KlÃ¤gerin eine
BeschÃ¤ftigung aufgenommen habe. In einem Gesamtkontospiegel vom 28. April
2017 erfasste die Beklagte erstmals Arbeitsentgelt fÃ¼r eine
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung fÃ¼r den Zeitraum vom 2. Juni 2012 bis 31.
Dezember 2014. Laut eines Telefonvermerks vom 2. August 2017 erklÃ¤rte die
KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber der Beklagte hinsichtlich einer BeschÃ¤ftigung ab Juni 2012,
sie wisse nichts von einer BeschÃ¤ftigung, die sie ausgeÃ¼bt haben soll. Auch der
Name der Firma (E. â�� Modeagentur -) sage ihr nichts. Sie wolle den Sachverhalt
Ã¼berprÃ¼fen und sich nochmals melden.

In einer Arbeitgeberauskunft vom 8. August 2017 teilte die Arbeitgeberin G.
(ehemals E.) mit, die KlÃ¤gerin sei vom 2. Juni 2012 bis 31. Dezember 2014 als
BÃ¼rogehilfin beschÃ¤ftigt gewesen. FÃ¼r sie seien BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Rentenversicherung an die Einzugsstelle abgefÃ¼hrt worden. Die KlÃ¤gerin habe in
2012 Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 3.840,00 â�¬, in 2013 in HÃ¶he von 4.964,00
â�¬ und in 2014 in HÃ¶he von 3.840 â�¬ erzielt. Auf eine Anfrage der Beklagten
teilte die KlÃ¤gerin mit Auskunft vom 30. Oktober 2017 mit, in den letzten beiden
Jahren habe sie im Januar und Februar 2016 fÃ¼r die Modeagentur E. gearbeitet,
diese BeschÃ¤ftigung aber aus gesundheitlichen GrÃ¼nden aufgegeben.

Laut Arbeitgeberbescheinigung vom 4. Januar 2018 erzielte die KlÃ¤gerin ab Juni
2012 folgende Bruttoarbeitsentgelte:
Juni 2012Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  337,00 â�¬Â Â  Â Â Â  Â August 2012Â  Â  Â  Â  Â 
Â  Â 825,00 â�¬
September 2012Â  Â  1.365,00 â�¬Â Â  Â Â Â  Â Dezember 2012Â  Â  Â  Â  Â 622,00
â�¬
Februar 2013Â  Â  Â  Â  Â 1.065,00 â�¬Â Â  Â Â Â  Â MÃ¤rz 2013Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â 
1.155,00 â�¬
Juni 2013Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â 570,00 â�¬Â Â  Â Â Â  Â August 2013Â  Â  Â  Â  Â 
Â  Â  907,00 â�¬
September 2013Â  Â  Â  Â 675,00 â�¬Â Â  Â Â Â  Â Dezember 2013Â  Â  Â  Â 
Â 592,00 â�¬
Februar 2014Â  Â  Â  Â  Â 1.207,00 â�¬Â Â  Â Â Â  Â MÃ¤rz 2014Â Â  Â Â Â  Â  Â  Â 
Â  1.042,00 â�¬
September 2014Â  Â  1.132,00 â�¬Â Â  Â Â Â  Â November 2014Â  Â  Â  Â  Â 457,00
â�¬
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Die KlÃ¤gerin habe unbefristet als BÃ¼rogehilfin je nach Arbeitsanfall gearbeitet.
Mit Schreiben vom 7. Mai 2018 hÃ¶rte die Beklagte die KlÃ¤gerin zu einer
beabsichtigten Aufhebung des Bescheids vom 22. Juni 2012 mit Wirkung ab dem 1.
August 2012 wegen Ã�berschreitens der Hinzuverdienstgrenzen und der Erstattung
einer Ã�berzahlung in HÃ¶he von 3.734,74 â�¬ fÃ¼r den Zeitraum vom 1. August
2012 bis 30. November 2014 an. Mit Schreiben vom 6. Juni 2018, eingegangen bei
der Beklagten am 11. Juni 2018, teilte die KlÃ¤gerin durch den
ProzessbevollmÃ¤chtigten mit, die subjektive Vorwerfbarkeit sei derzeit nicht
hinreichend geklÃ¤rt.

Mit Rentenbescheid vom 18. Juni 2018 berechnete die Beklagte die Rente wegen
voller Erwerbsminderung der KlÃ¤gerin ab dem 1. Juni 2012 neu. FÃ¼r den
Zeitraum vom 1. Juni 2012 bis 31. Dezember 2016 ergebe sich eine Ã�berzahlung
von 3.734,74 â�¬, die von der KlÃ¤gerin zu erstatten sei. Grund der
Neuberechnung sei die Ã�nderung der HÃ¶he des Hinzuverdienstes. Die Beklagte
gab im Einzelnen an, fÃ¼r welche ZeitrÃ¤ume die Rente wegen des
Hinzuverdienstes in voller HÃ¶he, in HÃ¶he von drei Vierteln, in HÃ¶he der HÃ¤lfte,
in HÃ¶he von einem Viertel oder gar nicht zu leisten war. Der Rentenbescheid vom
22. Juni 2012 und die nachfolgenden Bescheide wÃ¼rden hinsichtlich der
RentenhÃ¶he fÃ¼r die Zeit vom 1. August 2012 bis 30. November 2014 nach Â§ 48
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) aufgehoben. In dem Zeitraum habe die
KlÃ¤gerin nach Â§ 96a Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) anzurechnenden
Hinzuverdienst erzielt mit dem die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r eine Vollrente
Ã¼berschritten worden sei. Damit sei eine wesentliche Ã�nderung in den
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen eingetreten, die bei Erlass des Rentenbescheids vom
22. Juni 2012 vorgelegen hÃ¤tten. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine Aufhebung mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit ab dem 1. August 2012 seien gegeben, da die
KlÃ¤gerin sich nicht auf Vertrauen in den Bestand der Rentenbescheide berufen
kÃ¶nne. Sie hÃ¤tte aufgrund der Hinweise der Beklagten erkennen mÃ¼ssen, dass
ihr Rentenanspruch gekÃ¼rzt sei (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X), habe
Einkommen erzielt, das zum Wegfall oder zur Minderung ihres Rentenanspruchs
gefÃ¼hrt habe (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X) und sei ihrer gesetzlichen
Mitteilungsfrist, auf die sie hingewiesen worden sei, nicht nachgekommen (Â§ 48
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB X i.V.m. Â§ 60 Sozialgesetzbuch Erstes Buch ). Die
Einzelheiten der Berechnung wurden in einer gesonderten Anlage â��Berechnung
der Renteâ�� dargestellt.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 18. Juli 2018, eingegangen bei der
Beklagten am 19. Juli 2018, Widerspruch ein, der mit Widerspruchsbescheid vom
23. Oktober 2018 zurÃ¼ckgewiesen wurde. Gegen den Widerspruchsbescheid
erhob die KlÃ¤gerin am 22. November 2018 Klage bei dem Sozialgericht Frankfurt
am Main.

Im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 2. November 2021 gab die KlÃ¤gerin
u. a. an, an das Telefonat vom 11. Juni 2012 kÃ¶nne sie sich nicht erinnern. Den
Vermerk auf dem Formular Bescheinigung/ErklÃ¤rung zum Antrag auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit â��Ich beziehe noch Krankengeld bis ca. August
2012!â�� habe sie geschrieben. Sie habe bei Frau E. insgesamt pro Jahr nur immer

                             5 / 21

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/96a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/60.html


 

fÃ¼nf bis sechs Monate gearbeitet. Es habe sich um eine BÃ¼rotÃ¤tigkeit in einem
BÃ¼ro in D-Stadt gehandelt. Sie sei Ã¼berwiegend in bar bezahlt worden. Den
Rentenbescheid habe sie erhalten. In den Jahren 2012 bis 2014, in denen sie
berufstÃ¤tig gewesen sei, sei ihr Ehemann Ã¼bergriffig gewesen, weshalb mehrere
Gewaltschutzprozesse gefÃ¼hrt worden seien. Dies habe sie psychisch schwer
belastet.

Mit Urteil vom 2. November 2021 hob das Sozialgericht den Bescheid vom 18. Juni
2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 23. Oktober 2018 auf, soweit die
Beklagte die Rente wegen voller Erwerbsminderung der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Monate
Dezember 2012, Juni 2013 und November 2014 gekÃ¼rzt habe. Der
Erstattungsbetrag werde dementsprechend reduziert. Im Ã�brigen wurde die Klage
abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte das Gericht aus, der angefochtene
Bescheid sei rechtswidrig, soweit von der Beklagten eine Erstattung auch fÃ¼r die
Monate Dezember 2012, Juni 2013 und November 2014 geltend gemacht werde.
Der Bescheid der Beklagten vom 22. Juni 2012 sei bei Zugang im Juni und Juli 2012
rechtmÃ¤Ã�ig gewesen, da die Hinzuverdienstgrenze gem. Â§ 96a SGB VI a.F. noch
eingehalten worden seien. Durch die ErhÃ¶hung des Hinzuverdienstes im August
2012 (Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse) sei er hinsichtlich der
bewilligten RentenhÃ¶he erstmals rechtswidrig geworden. Die Voraussetzungen des
Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 4 SGB X seien erfÃ¼llt. Die KlÃ¤gerin sei hinsichtlich
der HÃ¶he ihres Rentenanspruchs nicht gutglÃ¤ubig gewesen, da sie jedenfalls ihre
Mitteilungspflichten grob fahrlÃ¤ssig verletzt habe. Die Beklagte habe sie im
Bescheid vom 22. Juni 2012 ausdrÃ¼cklich und unmissverstÃ¤ndlich auf ihre
Mitteilungspflichten hingewiesen. Die Beklagte habe gebeten, ihr unverzÃ¼glich
mitzuteilen, wenn eine BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt werde und darauf hingewiesen,
dass die Rente wegen voller Erwerbsminderung wegfallen kÃ¶nne. Sie habe auch
darauf hingewiesen, dass zum Einkommen u.a. Arbeitsentgelt gehÃ¶re, aber auch
Arbeitseinkommen aus selbstÃ¤ndiger Arbeit. Selbst falls die KlÃ¤gerin davon
ausgegangen sei, im Jahresdurchschnitt die Hinzuverdienstgrenzen einhalten zu
kÃ¶nnen, Ã¤ndere dies nichts an ihrer Mitteilungspflicht, die unabhÃ¤ngig von einer
rechtlichen Wertung bestehe. DarÃ¼ber hinaus sei in der Anl. 19 mit aller Klarheit
die Darstellung der monatlichen Hinzuverdienstgrenzen erfolgt, die auch fÃ¼r den
juristischen Laien, da es sich um reine Zahlenwerte gehandelt habe, die keiner
weiteren Berechnung bedÃ¼rften, leicht verstÃ¤ndlich gewesen seien. Im Ã�brigen
habe das ArbeitsverhÃ¤ltnis der KlÃ¤gerin offenbar bereits im Januar oder MÃ¤rz
2012 begonnen und auch im Juni habe die KlÃ¤gerin einen Hinzuverdienst gehabt.
Dies habe sie in einem Telefonat mit dem zustÃ¤ndigen Sachbearbeiter am 11. Juni
2012 nicht offengelegt, sondern ausdrÃ¼cklich erklÃ¤rt, neben der teilweisen
Erwerbsminderungsrente und Krankengeld keine weiteren EinkÃ¼nfte zu haben.
Ebenso fehlten entsprechende Angaben in einem Auskunftsbogen vom 18. Mai
2012, der bei der Beklagten am 14. Juni 2012 eingegangen sei. Dort sei
ausdrÃ¼cklich nach einem ArbeitsverhÃ¤ltnis und auch nach Gewinnen aus
selbstÃ¤ndiger Arbeit gefragt worden. Es sei grob fahrlÃ¤ssig, falls die KlÃ¤gerin
eine Mitteilung Ã¼ber die von ihr ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit nur deshalb nicht
gemacht habe, weil sie davon ausgegangen sei, dass das Arbeitsentgelt
gleichmÃ¤Ã�ig auf die Monate, in denen gearbeitet worden sei, verteilt werde. Dass
es auf den einzelnen Monat ankomme, habe sich im Ã�brigen auch aus dem
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Bescheid vom 22. Juni 2012 ergeben, soweit dort in Anlage 21 fÃ¼r den Monat
MÃ¤rz 2011 ein Arbeitsentgelt von 684 â�¬ und fÃ¼r den Monat April 2011 ein
Arbeitsentgelt von 250,80 â�¬ berÃ¼cksichtigt worden seien. Der Abschnitt ende
mit der Mitteilung, dass fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Mai 2011 die Rente in voller HÃ¶he
zustehe, weil die Rente nicht mehr mit Hinzuverdienst zusammentreffe. Hieraus
habe die KlÃ¤gerin zwanglos schlieÃ�en kÃ¶nnen, dass bei einem erneuten
Zusammentreffen von Rente und Hinzuverdienst im gleichen Monat eine
BerÃ¼cksichtigung hÃ¤tte erfolgen mÃ¼ssen und sie insofern eine
Mitteilungspflicht treffe. Es gebe keinerlei Anhaltspunkte, warum die KlÃ¤gerin im
Juni 2012 â�� zu einem Zeitpunkt zu dem sie trotz ihrer seelischen Erkrankung
schon wieder in gewissem Umfang als BÃ¼rogehilfin im Erwerbsleben habe stehen
kÃ¶nnen â�� nicht in der Lage gewesen sein sollte, den ihr erteilten Bescheid
ausfÃ¼hrlich zu lesen und die ihr erteilten Hinweise zu verstehen. An der groben
FahrlÃ¤ssigkeit Ã¤ndere auch die bestehende psychische Erkrankung der KlÃ¤gerin
nichts. Aus den vorliegenden Ã¤rztlichen Stellungnahmen ergÃ¤ben sich keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die KlÃ¤gerin nicht einmal mehr in der Lage gewesen
wÃ¤re, bei einem Anruf am 11. Juni 2012 wahrheitsgemÃ¤Ã�e Angaben zu machen.
Das Gleiche gelte fÃ¼r den Auskunftsbogen vom 18. Mai 2012 und die weiteren
telefonischen Kontakte mit der Beklagten. Die nach Â§ 48 SGB X einzuhaltenden
Fristen seien gewahrt. Ein atypischer Fall liege nicht vor, eine
Ermessensentscheidung sei von der Beklagten nicht zu treffen gewesen. Die
Kammer komme allerdings unter Heranziehung der Regelung in Â§ 96a Abs. 1 Satz
2 2. HS SGB VI a.F. zu dem Ergebnis, dass die Beklagte die Erstattungsforderung
insoweit zu reduzieren habe, als der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Monate Dezember 2012,
Juni 2013 und November 2014 die Rente wegen voller Erwerbsminderung jeweils in
voller HÃ¶he zugestanden habe. Nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) komme nach dem Vormonatsprinzip die Privilegierung
des Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 Halbs. 2 SGB VI a.F. bei schwankendem Hinzuverdienst
nicht nur in Betracht, wenn im Kalendermonat vor dem zu prÃ¼fenden Monat ein
Hinzuverdienst erzielt und mit diesem eine der Hinzuverdienstgrenzen nicht
Ã¼berschritten worden sei. Vielmehr gebe es eine fÃ¼r die PrÃ¼fung des
privilegierten Ã�berschreitens maÃ�gebliche Hinzuverdienstgrenze auch, wenn im
Vormonat Ã¼berhaupt kein Hinzuverdienst erzielt worden sei. Im Monat Dezember
2012 hÃ¤tte die Beklagte eine Hinzuverdienstgrenze von 800,00 â�¬ (400,00 â�¬
verdoppelt) berÃ¼cksichtigen mÃ¼ssen, welche die KlÃ¤gerin mit einem
Arbeitsentgelt von 622,00 â�¬ nicht Ã¼berschritten habe, so dass ihr die Rente in
voller HÃ¶he zugestanden habe. Ebenso habe die Beklagte fÃ¼r den Monat Juni
2013 bei einem Arbeitsentgelt von 570,00 â�¬ die doppelte Hinzuverdienstgrenze
von 900,00 â�¬ nicht zugebilligt und der KlÃ¤gerin nur eine Rente i.H.v. Â¾
bewilligt. Die Beklagte hÃ¤tte der KlÃ¤gerin auch hier noch einmal die Rente in
voller HÃ¶he zugestehen mÃ¼ssen. Im November 2014 hatte die KlÃ¤gerin ein
Hinzuverdienst von 457,00 â�¬. Ihr hÃ¤tte hier die doppelte zuvor geltende
Hinzuverdienstgrenze von 450,00 â�¬ zugebilligt werden mÃ¼ssen, so dass sie
auch im Monat November 2014 Anspruch auf die Rente in voller HÃ¶he gehabt
hÃ¤tte. Der streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid sei insoweit aufzuheben und der
geforderte Erstattungsbetrag zu reduzieren.

Gegen das ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten am 25. November 2021 zugestellten
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Urteil hat die KlÃ¤gerin am 27. Dezember 2021, d.h. unmittelbar nach den
Weihnachtsfeiertagen, Berufung bei dem Hessischen Landessozialgericht in
Darmstadt eingelegt.

Die KlÃ¤gerin ist im Wesentlichen der Auffassung, die Jahresfrist des Â§ 45 Abs. 4
SGB X sei nicht eingehalten, da der Beklagten spÃ¤testens seit dem 28. April 2017
bekannt gewesen sei, in welcher HÃ¶he die KlÃ¤gerin in den ZeitrÃ¤umen vom 2.
Juni 2012 bis 31. Dezember 2014 Hinzuverdienst erzielt habe. Sie treffe kein
Verschulden, insbesondere habe sie die Rechtswidrigkeit der Rentenbescheide nicht
grob fahrlÃ¤ssig verkannt. Sie habe ihr Gehalt je nach Stundenanfall ausgezahlt
bekommen, so dass die Auszahlungen sporadisch erfolgt seien. Sie habe davon
ausgehen kÃ¶nnen, dass der Hinzuverdienst nicht in Bezug auf die
Auszahlungsmonate, sondern auf ihre insgesamt durchgehend ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit bezogen werde. Im Hinblick auf ihre schwerwiegenden psychologischen
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen, die zur GewÃ¤hrung der Rente wegen
Erwerbsminderung gefÃ¼hrt haben, habe sie auch nicht Ã¼ber die erforderliche
EinsichtsfÃ¤higkeit verfÃ¼gt. Der Beklagten sei ihre schwierige persÃ¶nliche
Situation mit streitiger Scheidung und DurchfÃ¼hrung des Versorgungsausgleichs
bekannt gewesen. Die Entscheidung sei damit auch ermessensfehlerhaft. Die
telefonische Auskunft, auÃ�er Krankengeld und Rente wegen Erwerbsminderung
keine EinkÃ¼nfte zu haben, habe sie gegenÃ¼ber der Beklagten entgegen des
Aktenvermerks nicht gegeben.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 2. November 2021 und den
Bescheid vom 18. Juni 2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 23. Oktober
2018 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend und trÃ¤gt
ergÃ¤nzend vor, eine atypische Fallgestaltung habe nicht vorgelegen, ein Ermessen
sei nicht auszuÃ¼ben gewesen.

Zum weiteren Sach- und Streitstand wird auf die Gerichtsakten und die
Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig, insbesondere form- und fristgerecht
eingelegt (Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz ).

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist, nachdem nur die KlÃ¤gerin Berufung
gegen das nur teilweise klageabweisende Urteil des Sozialgerichts erhoben hat,
lediglich noch die Aufhebung und Erstattung eines Ã¼berzahlten Betrags von
3.734,74 â�¬ abzÃ¼glich der KÃ¼rzung fÃ¼r die Monate Dezember 2012, Juni
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2013 und November 2014. Dies betrifft von der Beklagten zunÃ¤chst geltend
gemachte Ã�berzahlungen in HÃ¶he von 152,53 â�¬ (Dezember 2012), 150,31 â�¬
(Juni 2013) und 153,64 â�¬ (November 2014), somit einen Betrag von 456,48 â�¬.
Der Gesamterstattungsbetrag reduziert sich nach dem insoweit rechtskrÃ¤ftig
gewordenen Urteil des Sozialgerichts auf 3.278,26 â�¬.Â 

Die Berufung ist bezÃ¼glich der verbliebenen Aufhebung und Erstattung
unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 2. November
2021 ist im angegriffenen Umfang nicht zu beanstanden. Der Bescheid vom 18. Juni
2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 23. Oktober 2018 ist in dem nach
teilweiser Aufhebung durch das Sozialgericht verbliebenen Umfang rechtmÃ¤Ã�ig
und beschwert die KlÃ¤gerin nicht im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 SGG.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die teilweise Aufhebung des Rentenbescheids vom 22. Juni
2012 mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit fÃ¼r den Zeitraum vom 1. August 2012
bis 30. November 2014 ist Â§ 48 SGB X.

Nach Â§ 48 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung aufzuheben, soweit in
den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt. Â§ 45 SGB X regelt, dass ein
Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil begrÃ¼ndet
oder bestÃ¤tigt hat (begÃ¼nstigender Verwaltungsakt), soweit er rechtswidrig ist,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, unter den EinschrÃ¤nkungen der
AbsÃ¤tze 2 bis 4 ganz oder teilweise zurÃ¼ckgenommen werden darf. Â§ 45 SGB X
findet Anwendung, wenn der Verwaltungsakt bereits zum Zeitpunkt seines Erlasses
rechtswidrig war und deswegen geÃ¤ndert werden soll. Beide Normen grenzen sich
nach den objektiven VerhÃ¤ltnissen im Zeitpunkt des Erlasses des
Verwaltungsaktes, der aufgehoben werden soll, ab (BSG, Urteile vom 1. Juni 2006, B
7a AL 76/05 R; vom 16. Dezember 2008, B 4 AS 48/07 R und vom 24. Februar 2011,
B 14 AS 45/09 R).

Die LeistungsgewÃ¤hrung im Bescheid vom 22. Juni 2012 war nicht von Beginn an
rechtswidrig. Der KlÃ¤gerin stand zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids
eine Rente wegen Erwerbsminderung in unverminderter HÃ¶he zu. Dies gilt sowohl
fÃ¼r den Monat Juni 2012 als auch fÃ¼r Juli 2012. In diesen Monaten fÃ¼hrte das
von der KlÃ¤gerin erzielte Arbeitsentgelt (noch) nicht zu einem Ã�berschreiten der
Hinzuverdienstgrenze von seinerzeit 400,00 â�¬ monatlich, da die KlÃ¤gerin fÃ¼r
Juni 2012 ein Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 337,00 â�¬ und im Monat Juli 2012
keinerlei Arbeitsentgelt erzielte. Eine Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse ist erst zu einem
spÃ¤teren Zeitpunkt eingetreten.

Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X soll, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt, der Verwaltungsakt mit
Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden,
soweitÂ 
1.Â Â  Â die Ã�nderung zugunsten des Betroffenen erfolgt,
2.Â Â  Â der Betroffene einer durch Rechtsvorschrift vorgeschriebenen Pflicht zur
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Mitteilung wesentlicher fÃ¼r ihn nachteiliger Ã�nderungen der VerhÃ¤ltnisse
vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig nicht nachgekommen ist,
3.Â Â  Â nach Antragstellung oder Erlass des Verwaltungsaktes Einkommen oder
VermÃ¶gen erzielt worden ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des Anspruchs
gefÃ¼hrt haben wÃ¼rde, oder
4.Â Â  Â der Betroffene wusste oder nicht wusste, weil er die erforderliche Sorgfalt
in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat, dass der sich aus dem Verwaltungsakt
ergebende Anspruch kraft Gesetzes zum Ruhen gekommen oder ganz oder
teilweise weggefallen ist.

Das Erzielen von Einkommen fÃ¼hrt bei Ã�berschreiten der Hinzuverdienstgrenzen
zu einer Reduzierung der auszuzahlenden Rentenleistung und damit zu einer
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse im Sinne des Â§ 48 SGB X.

GemÃ¤Ã� Â§ 96a Abs. 1 Satz 1 SGB VI a.F. (in den vom 1. Januar 2008 bis 30. Juni
2017 gÃ¼ltigen Fassungen vom 8. April 2008 und 5. Dezember 2012) wird eine
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit nur geleistet, wenn die
Hinzuverdienstgrenze nicht Ã¼berschritten wird. Sie wird nicht Ã¼berschritten,
wenn das Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen aus einer BeschÃ¤ftigung oder
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit oder vergleichbares Einkommen im Monat die in Â§ 96a
Abs. 2 SGB VI a.F. genannten BetrÃ¤ge nicht Ã¼bersteigt, wobei ein zweimaliges
Ã�berschreiten um jeweils einen Betrag bis zur HÃ¶he der Hinzuverdienstgrenze
nach Absatz 2 im Laufe eines jeden Kalenderjahres auÃ�er Betracht bleibt (Â§ 96a
Abs. 1 Satz 2 SGB VI). Nach Â§ 96a Abs. 1a Nr. 2 SGB VI a.F. wird abhÃ¤ngig vom
erzielten Hinzuverdienst eine Rente wegen voller Erwerbsminderung in voller
HÃ¶he, in HÃ¶he von drei Vierteln, in HÃ¶he der HÃ¤lfte oder in HÃ¶he eines
Viertels geleistet. Nach Â§ 96a Abs. 2 Nr. 2 SGB VI a.F. betrug die
Hinzuverdienstgrenze bei einer Rente wegen voller Erwerbsminderung in voller
HÃ¶he bis zum 31. Dezember 2012 400,00 â�¬, ab dem 1. Januar 2013 450,00
â�¬. Die Hinzuverdienstgrenzen betrugen darÃ¼ber hinaus bei einer Rente wegen
voller Erwerbsminderung
a)Â Â  Â in HÃ¶he von drei Vierteln das 0,17fache,
b)Â Â  Â in HÃ¶he der HÃ¤lfte das 0,23fache,
c)Â Â  Â in HÃ¶he eines Viertels das 0,28fache
der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e, vervielfÃ¤ltigt mit der Summe der Entgeltpunkte
(Â§ 66 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 SGB VI) der letzten drei Kalenderjahre vor Eintritt der vollen
Erwerbsminderung, mindestens jedoch mit 1,5 Entgeltpunkten.

Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI a.F. gebietet fÃ¼r die Ermittlung des verbleibenden
Umfangs der Rentenzahlung eine GegenÃ¼berstellung des erzielten
(Brutto)Arbeitsverdienstes als â��Hinzuverdienstâ�� und der jeweiligen
Hinzuverdienstgrenzen; dabei geht die Vorschrift ausdrÃ¼cklich von einer
monatlichen Betrachtung aus (â��im Monatâ��; vgl. BSG, Urteil vom 26. April 2018,
B 5 R 26/16 R, m.w.N.). Das BSG (Urteile vom 9. Dezember 2010, B 13 R 10/10, vom
6. Februar 2007, B 8 KN 3/06 R und vom 26. Juni 2008, B 13 R 119/07 R) geht in
stÃ¤ndiger Rechtsprechung davon aus, dass das sog. Vormonatsprinzip ein
geeigneter (verwaltungs-)praktikabler und dem Gesetzeszweck entsprechender
PrÃ¼fungsmaÃ�stab zur Feststellung eines privilegierten (d.h.
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â��rentenunschÃ¤dlichenâ��) Ã�berschreitens i.S. des Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 Halbs.
2 SGB VI a.F. ist. Danach ist Ausgangspunkt fÃ¼r die PrÃ¼fung, in welcher HÃ¶he
die Rente trotz eines Hinzuverdienstes zu zahlen ist, grundsÃ¤tzlich die zum
Zeitpunkt des Rentenbeginns bzw. des ersten Monats des Zusammentreffens von
Rente mit zu berÃ¼cksichtigendem Hinzuverdienst eingehaltene (einfache)
Hinzuverdienstgrenze. Die PrÃ¼fung, ob ein privilegiertes Ã�berschreiten vorliegt,
richtet sich grundsÃ¤tzlich nach der im Vormonat eingehaltenen
Hinzuverdienstgrenze. Denn ein â��Ã�berschreitenâ�� i.S. des Â§ 96 Abs. 1 Satz 2
Halbs. 2 SGB VI a.F. setzt bei chronologischer Betrachtungsweise voraus, dass sich
der Hinzuverdienst Ã¼ber die im jeweiligen Vormonat eingehaltene
Hinzuverdienstgrenze hinaus erhÃ¶ht. Wird die Hinzuverdienstgrenze des
Vormonats eingehalten, ist die (bisherige) Rente vom RentenversicherungstrÃ¤ger
ohne Weiteres in der dieser Hinzuverdienstgrenze zugeordneten HÃ¶he (weiter) zu
leisten. Ã�ndert sich der Verdienst und wird hierdurch die im Vormonat noch
eingehaltene Hinzuverdienstgrenze Ã¼berschritten, ist weiter zu prÃ¼fen, ob das
Ã�berschreiten rentenunschÃ¤dlich ist. Dies setzt voraus, dass der Hinzuverdienst
innerhalb des Doppelten dieser Hinzuverdienstgrenze liegt; ein solches
Ã�berschreiten ist im Laufe eines Kalenderjahres in zwei Kalendermonaten
zulÃ¤ssig. Von vornherein nicht anwendbar ist die Ã�berschreitensregelung auf
solche Rentenbezieher, die Ã¼ber EinkÃ¼nfte verfÃ¼gen, die nicht in
unterschiedlicher HÃ¶he einzelnen Kalendermonaten zugeordnet werden kÃ¶nnen
und fÃ¼r diejenigen, die als abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigte einen gleichbleibenden
Monatsverdienst haben (BSG, Urteile vom 3. Mai 2005, B 13 RJ 8/04 R und vom 6.
Februar 2007, B 8 KN 3/06 R).

Der Anwendungsbereich des Privilegierungstatbestands in Â§ 96a Abs. 1 Satz 2
Halbs. 2 SGB VI aF ist vorliegend erÃ¶ffnet. Bei der dem Wortlaut und dem
Grundkonzept dieser Norm zugrundeliegenden monatlichen Betrachtungsweise
verfÃ¼gte die KlÃ¤gerin im hier zu beurteilenden Zeitraum Ã¼ber einen
schwankenden monatlichen Hinzuverdienst.

Als maÃ�gebender Hinzuverdienst ist gemÃ¤Ã� Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI a.F. vor
allem gleichzeitig neben der Erwerbsminderungsrente erzieltes Arbeitsentgelt aus
einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung von Bedeutung. Hierunter fallen alle laufenden
und einmaligen Zuwendungen des Arbeitgebers bzw. Dienstherren, die bei
bestehender Versicherungspflicht der Beitragsbemessung zu Grunde zu legen sind
bzw. wÃ¤ren (Â§Â§ 14, 17 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV) i.V.m. der
Sozialversicherungsentgeltverordnung). Nach Â§ 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV sind
Arbeitsentgelt alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer BeschÃ¤ftigung,
gleichgÃ¼ltig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher
Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet und ob sie unmittelbar aus der
BeschÃ¤ftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Diese weite
Begriffsbestimmung umfasst alle Einnahmen, die dem Versicherten in
ursÃ¤chlichem Zusammenhang mit einer BeschÃ¤ftigung zuflieÃ�en. Hierunter
fallen die Gegenleistungen des Arbeitgebers fÃ¼r eine bestimmte Arbeitsleistung,
aber auch Zuwendungen, denen ein Anspruch des Arbeitgebers auf eine konkrete
Arbeitsleistung nicht gegenÃ¼bersteht, wie die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall,
das Urlaubsgeld oder die Urlaubsabgeltung (vgl. hierzu BSG, Urteile vom 6.
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September 2017, B 13 R 21/15 R, vom 26. April 2018, B 5 R 26/16 R und vom 12.
MÃ¤rz 2019, B 13 R 35/17 R). MaÃ�gebend ist das beitragspflichtige Arbeitsentgelt,
ein hiervon abweichendes steuerpflichtiges Einkommen ist nicht bedeutsam
(Reinhardt, SGB VI, 3. Auflage 2014, Â§ 96a Rn. 6).

Hinsichtlich der im vorliegenden Fall zu berÃ¼cksichtigenden Arbeitsentgelte fehlt
es an einer konkreten Auskunft der KlÃ¤gerin selbst. Aus der
Arbeitgeberbescheinigung vom 4. Januar 2018 ergeben sich fÃ¼r den Senat jedoch
nachvollziehbar und monatsgenau die Arbeitsentgelte der KlÃ¤gerin im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum. Die dort angefÃ¼hrten Entgelte, die der
Berechnung der Beklagten zugrunde gelegt wurden, sind von der KlÃ¤gerin nicht
bestritten worden. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Angaben fehlerhaft sind oder die
Arbeitsentgelte nur zum Schein dokumentiert wurden, sind weder vorgetragen
worden noch fÃ¼r den Senat ersichtlich. Einen weitergehenden Ermittlungsbedarf,
wie von der KlÃ¤gerin vorgetragen, sieht der Senat nicht. Die KlÃ¤gerin erzielte
danach folgende Arbeitsentgelte:

Monat Arbeitsentgelt HinzuverdienstgrenzenÂ
 (alte BundeslÃ¤nder)
unterÂ BerÃ¼cksichtigu
ng der
maÃ�geblichen
monatlichen
BezugsgrÃ¶Ã�e

Juni 2012 Â  Â  337,00 â�¬ Â  Â  400,00 â�¬ / 669,38
â�¬ / 905,63 â�¬ /
1.102,50 â�¬

August 2012 Â  Â  825,00 â�¬ Â  Â  400,00 â�¬ / 669,38
â�¬ / 905,63 â�¬ /
1.102,50 â�¬

September 2012 Â  1.365,00 â�¬ Â  Â  400,00 â�¬ / 669,38
â�¬ / 905,63 â�¬ /
1.102,50 â�¬

Dezember 2012 Â  Â  Â 622,00 â�¬ Â  Â  400,00 â�¬ / 669,38
â�¬ / 905,63 â�¬ /
1.102,50 â�¬

Februar 2013 Â  1.065,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 687,23
â�¬ / 929,78 â�¬ /
1.131,90 â�¬

MÃ¤rz 2013 Â  1.155,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 687,23
â�¬ / 929,78 â�¬ /
1.131,90 â�¬

Juni 2013 Â  Â  Â 570,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 687,23
â�¬ / 929,78 â�¬ /
1.131,90 â�¬

August 2013 Â  Â  Â 907,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 687,23
â�¬ / 929,78 â�¬ /
1.131,90 â�¬
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September 2013 Â  Â  Â 675,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 687,23
â�¬ / 929,78 â�¬ /
1.131,90 â�¬

Dezember 2013 Â  Â  Â 592,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 687,23
â�¬ / 929,78 â�¬ /
1.131,90 â�¬

Februar 2014 Â  1.207,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 705,08
â�¬ / 953,93 â�¬ /
1.161,30 â�¬

MÃ¤rz 2014 Â  1.042,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 705,08
â�¬ / 953,93 â�¬ /
1.161,30 â�¬

September 2014 Â  1.132,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 705,08
â�¬ / 953,93 â�¬ /
1.161,30 â�¬

November 2014 Â  Â  Â 457,00 â�¬ Â  Â  450,00 â�¬ / 705,08
â�¬ / 953,93 â�¬ /
1.161,30 â�¬

Hieraus ergibt sich folgendes:

Im Juni 2012 erzielte die KlÃ¤gerin ein Arbeitsentgelt von 337,00 â�¬ und lag damit
unterhalb der Hinzuverdienstgrenze von 400,00 â�¬ fÃ¼r eine Rente in voller
HÃ¶he. Die Rente wegen Erwerbsminderung verblieb in voller HÃ¶he.

Im Juli 2012 erzielte die KlÃ¤gerin kein Arbeitsentgelt, womit ihr die Rente weiterhin
in voller HÃ¶he zustand.

Im August 2012 erzielte die KlÃ¤gerin ein Arbeitsentgelt von 825,00 â�¬ und
Ã¼berschritt die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r eine Rente in voller HÃ¶he (400,00
â�¬) sowie fÃ¼r eine Rente in HÃ¶he von drei Vierteln (669,38 â�¬), nicht jedoch
die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r eine Rente in HÃ¶he der HÃ¤lfte (905,63 â�¬). Der
KlÃ¤gerin stand damit Rente in HÃ¶he der HÃ¤lfte zu.

Im September 2012 erzielte die KlÃ¤gerin ein Arbeitsentgelt von 1.365,00 â�¬. Die
zuvor maÃ�gebende Hinzuverdienstgrenze von 905,63 â�¬ wurde Ã¼berschritten,
jedoch blieb das Arbeitsentgelt unterhalb einer Ã�berschreitung der doppelten
Hinzuverdienstgrenze von 1.811,26 â�¬. Da die Hinzuverdienstgrenze innerhalb
eines Kalenderjahres zweimal bis zur HÃ¶he der fÃ¼r einen Monat maÃ�gebenden
Hinzuverdienstgrenze Ã¼berschritten werden darf, blieb es bei der Rente in HÃ¶he
der HÃ¤lfte.

In Oktober und November 2012 erzielte die KlÃ¤gerin kein Arbeitsentgelt und blieb
jeweils unter der Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r die Rente in voller HÃ¶he (400,00
â�¬). In diesen Monaten stand der KlÃ¤gerin Rente in voller HÃ¶he zu.

Die Rente fÃ¼r Dezember 2012 ist durch die Entscheidung des Sozialgerichts
bereits in voller HÃ¶he zugesprochen worden. In diesem Monat erzielte die
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KlÃ¤gerin Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 622,00 â�¬, d.h. oberhalb der
Hinzuverdienstgrenze von 400,00 â�¬, jedoch unterhalb einer doppelten
Hinzuverdienstgrenze von 800,00 â�¬, so dass dieses zweite Ã�berschreiten der
Hinzuverdienstgrenze im Kalenderjahr 2012 aus Sicht des Sozialgerichts den
Rentenbezug der KlÃ¤gerin nicht beeintrÃ¤chtigte. Der Senat weist insoweit
lediglich darauf hin, dass auch nach der Rechtsprechung des Senats das Einhalten
der Grenzwerte keine negative Anspruchsvoraussetzung fÃ¼r die Anwendbarkeit
des Privilegierungstatbestands des Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI a.F. ist. Ein
privilegiertes Ã�berschreiten der Hinzuverdienstgrenze ist unter Anwendung des
Vormonatsprinzips auch in den ersten zwei Monaten des Rentenbezugs mÃ¶glich
sowie dann, wenn â�� wie hier â�� im vorangegangenen Kalendermonat kein
Hinzuverdienst erzielt worden ist (vgl. Urteil des Senats vom 23. MÃ¤rz 2021, L 2 R
154/18 unter Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 9. Dezember 2010, B 13 R 10/10 R).

Im Januar 2013 erzielte die KlÃ¤gerin kein Arbeitsentgelt. Die Rente stand ihr in
voller HÃ¶he zu.

Im Februar 2013 erzielte die KlÃ¤gerin Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 1.065,00 â�¬.
Sie Ã¼berschritt damit die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in voller HÃ¶he
(450,00 â�¬), fÃ¼r Rente in HÃ¶he von drei Vierteln (687,23 â�¬) und Rente in
HÃ¶he der HÃ¤lfte (929,78 â�¬), blieb jedoch unterhalb der Hinzuverdienstgrenze
fÃ¼r Rente in HÃ¶he von einem Viertel (1.131,90 â�¬). Das Doppelte der
Hinzuverdienstgrenze des Vormonats wurde ebenfalls Ã¼berschritten (900,00 â�¬),
so dass die Ausnahmevorschrift des Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI a.F. nicht
zugunsten der KlÃ¤gerin greift. Ihr stand damit die Rente in HÃ¶he von einem
Viertel zu.

Im MÃ¤rz 2013 erzielte die KlÃ¤gerin Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 1.155,00 â�¬ und
Ã¼berschritt die Hinzuverdienstgrenze des Vormonats (1.131,90 â�¬), jedoch nicht
die doppelte Hinzuverdienstgrenze (2.263,80 â�¬). Als erste Ã�berschreitung im
Kalenderjahr bleibt die Ã�berschreitung nach Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI a.F.
unbeachtlich. Der KlÃ¤gerin stand weiterhin Rente in HÃ¶he von einem Viertel zu.

In April und Mai 2013 erzielte die KlÃ¤gerin kein Arbeitsentgelt. Die Rente stand ihr
jeweils in voller HÃ¶he zu.

Die Rente fÃ¼r Juni 2013 ist durch die Entscheidung des Sozialgerichts bereits in
voller HÃ¶he zugesprochen worden. Die Tatsache, dass im Vormonat kein
Hinzuverdienst erzielt wurde, steht der Anwendbarkeit der Privilegierungsvorschrift
des Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI a.F. nicht entgegen.Â 

Im Juli 2013 erzielte die KlÃ¤gerin kein Arbeitsentgelt. Die Rente stand ihr in voller
HÃ¶he zu.

Im August 2013 erzielte die KlÃ¤gerin ein Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 907,00 â�¬
und Ã¼berschritt die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in voller HÃ¶he (450,00
â�¬) sowie fÃ¼r Rente in HÃ¶he von drei Vierteln (687,23 â�¬), nicht jedoch die
Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in HÃ¶he der HÃ¤lfte (927,78 â�¬). Der KlÃ¤gerin
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stand Rente in HÃ¶he der HÃ¤lfte zu.

Im September 2013 erzielte die KlÃ¤gerin ein Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 675,00
â�¬ und Ã¼berschritt die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in voller HÃ¶he (450,00
â�¬), nicht jedoch die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in HÃ¶he von drei Vierteln
(687,23 â�¬). Der KlÃ¤gerin stand Rente in HÃ¶he von drei Viertel zu.

In Oktober und November 2013 erzielte die KlÃ¤gerin kein Arbeitsentgelt. Die Rente
stand ihr jeweils in voller HÃ¶he zu.

Im Dezember 2013 erzielte die KlÃ¤gerin ein Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 592,00
â�¬ und Ã¼berschritt die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in voller HÃ¶he (450,00
â�¬), nicht jedoch die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in HÃ¶he von drei Vierteln
(687,23 â�¬). Der KlÃ¤gerin stand Rente in HÃ¶he von drei Viertel zu.

Im Januar 2014 erzielte die KlÃ¤gerin kein Arbeitsentgelt. Die Rente stand ihr in
voller HÃ¶he zu.

Im Februar 2014 erzielte die KlÃ¤gerin Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 1.207,00 â�¬.
Sie Ã¼berschritt damit sowohl sÃ¤mtliche Hinzuverdienstgrenzen einschlieÃ�lich
der Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in HÃ¶he von einem Viertel (1.161,30 â�¬)
als auch das Doppelte der Hinzuverdienstgrenze des Vormonats (900,00 â�¬), so
dass Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI nicht einschlÃ¤gig war. Die Rente der KlÃ¤gerin
war in diesem Monat nicht zu zahlen.

Im MÃ¤rz 2014 erzielte die KlÃ¤gerin Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 1.042,00 â�¬ und
Ã¼berschritt die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in voller HÃ¶he (450,00 â�¬),
fÃ¼r Rente in HÃ¶he von drei Vierteln (687,23 â�¬) und fÃ¼r Rente in HÃ¶he der
HÃ¤lfte (953,93 â�¬), nicht jedoch die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in HÃ¶he
von einem Viertel (1.161,30 â�¬). Der KlÃ¤gerin stand in diesem Monat Rente in
HÃ¶he von einem Viertel zu.

Im Zeitraum April bis August 2014 erzielte die KlÃ¤gerin kein Arbeitsentgelt. Die
Rente stand ihr jeweils in voller HÃ¶he zu.

Im September 2014 erzielte die KlÃ¤gerin Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 1.132,00
â�¬ und Ã¼berschritt die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in voller HÃ¶he (450,00
â�¬), fÃ¼r Rente in HÃ¶he von drei Vierteln (687,23 â�¬) und fÃ¼r Rente in HÃ¶he
der HÃ¤lfte (953,93 â�¬), nicht jedoch die Hinzuverdienstgrenze fÃ¼r Rente in
HÃ¶he von einem Viertel (1.161,30 â�¬). Der KlÃ¤gerin stand in diesem Monat
Rente in HÃ¶he von einem Viertel zu.

Im Oktober 2014 erzielte die KlÃ¤gerin kein Arbeitsentgelt. Die Rente stand ihr in
voller HÃ¶he zu.

Die Rente fÃ¼r November 2014 ist durch die Entscheidung des Sozialgerichts
bereits in voller HÃ¶he zugesprochen worden. Die Tatsache, dass im Vormonat kein
Hinzuverdienst erzielt wurde, steht der Anwendbarkeit der Privilegierungsvorschrift
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des Â§ 96a Abs. 1 Satz 2 SGB VI a.F. erneut nicht entgegen.

Im Zeitraum von Dezember 2014 bis Dezember 2016 hat die Beklagte kein
Arbeitsentgelt der KlÃ¤gerin mehr berÃ¼cksichtigt und die Rente in voller HÃ¶he
gewÃ¤hrt. Ein weitergehender Rentenanspruch im Rahmen der von der KlÃ¤gerin
eingelegten Berufung besteht nicht. Â 

Die Beklagte konnte die Rentenbewilligung in den benannten Monaten auch
rÃ¼ckwirkend vollstÃ¤ndig (Februar 2014), zu drei Vierteln (Februar und MÃ¤rz
2013, MÃ¤rz und September 2014), zur HÃ¤lfte (August und September 2012,
August 2013) oder zu einem Viertel (September und Dezember 2013) aufheben.

FÃ¼hrt das Ã�berschreiten einer Verdienstgrenze zum Wegfall einer Sozialleistung
(z.B. bei Â§ 96a SGB VI a.F.), so kann eine Bewilligung nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr.
3 SGB X nur in HÃ¶he des Mehrverdienstes aufgehoben werden (BSG, Urteil vom
17. Februar 2011, B 10 KG 5/09 R); anderes gilt jedoch, wenn die Voraussetzungen
des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 oder 4 SGB X erfÃ¼llt sind (Steinwedel in: BeckOK
Sozialrecht (Kasseler Kommentar), Stand 1.12.2020, SGB X, Â§ 48 Rn. 50). Letzteres
ist vorliegend der Fall.

Die KlÃ¤gerin wusste, dass ihr Anspruch (teilweise) zum Ruhen gekommen ist oder
hÃ¤tte dies bei Beachtung der erforderlichen Sorgfalt wissen mÃ¼ssen; die
Voraussetzungen des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X liegen vor. Ob eine betroffene
Person die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ� verletzt hat, ist nach
der persÃ¶nlichen Urteils- und KritikfÃ¤higkeit, dem EinsichtsvermÃ¶gen des
Beteiligten sowie den besonderen UmstÃ¤nden des Falles zu beurteilen, d.h. es ist
bei der Beurteilung ein subjektiver MaÃ�stab anzulegen (BSG, Urteil vom 5.
September 2006, B 7a AL 14/05 R). Der in Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X
umschriebene VerschuldensmaÃ�stab entspricht der groben FahrlÃ¤ssigkeit
(Definition in Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X). Grob fahrlÃ¤ssig handelt nach der
Legaldefinition in Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3, 2. Halbsatz SGB X, wer die erforderliche
Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt. Die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem MaÃ�e verletzt, wer schon einfachste, ganz naheliegende
Ã�berlegungen nicht anstellt und daher nicht beachtet, was im gegebenen Fall
jedem einleuchtet; dabei ist das MaÃ� der FahrlÃ¤ssigkeit insbesondere nach der
persÃ¶nlichen Urteils- und KritikfÃ¤higkeit, dem EinsichtsvermÃ¶gen des Beteiligten
sowie der besonderen UmstÃ¤nde des Falles zu beurteilen (subjektiver
FahrlÃ¤ssigkeitsbegriff; vgl. u.a. BSG, Urteile vom 26. August 1987, 11a RA 30/86,
und vom 8. Februar 2001, B 11 AL 21/00 R m.w.N.). Auf dieser Ebene besteht die
erforderliche Kenntnis, wenn der BegÃ¼nstigte weiÃ� oder wissen muss, dass ihm
die zuerkannte Leistung oder anderweitige BegÃ¼nstigung so nicht zusteht (vgl.
SchÃ¼tze, SGB X, 9. Auflage 2020, Â§ 45 Rn. 65). Daher kann einem
LeistungsempfÃ¤nger immer nur dann grobe FahrlÃ¤ssigkeit vorgeworfen werden,
wenn ihm der Fehler bei seinen subjektiven ErkenntnismÃ¶glichkeiten aus anderen
GrÃ¼nden geradezu â��in die Augen springtâ��. Das ist der Fall, wenn er aufgrund
einfachster und ganz naheliegender Ã�berlegungen sicher die Rechtswidrigkeit
hÃ¤tte erkennen kÃ¶nnen (vgl. BSG, Urteil vom 26. August 1987, 11a RA 30/86)
oder er das nicht beachtet hat, was im gegebenen Falle jedem hÃ¤tte einleuchten
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mÃ¼ssen (vgl. BSG, Urteil vom 12. Februar 1980, 7 RAr 13/79). AugenfÃ¤llig im
vorstehenden Sinne sind Fehler zunÃ¤chst, wenn die BegÃ¼nstigung dem
VerfÃ¼gungssatz nach ohne weitere Ã�berlegungen als unzutreffend erkannt
werden kann. DarÃ¼ber hinaus ist der BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes nach
ein Fehler augenfÃ¤llig, wenn die Fehlerhaftigkeit dem Adressaten unter
BerÃ¼cksichtigung seiner individuellen Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit ohne
weitere Nachforschungen und mit ganz naheliegenden Ã�berlegungen einleuchten
und auffallen muss (vgl. SchÃ¼tze, SGB X, 9. Auflage 2020, Â§ 45 Rn. 66 ff.). FÃ¼r
den Versicherten besteht eine Obliegenheit, Bewilligungsbescheide zu lesen und zur
Kenntnis zu nehmen, auch wenn sie nicht ausdrÃ¼cklich gesetzlich geregelt ist (vgl.
BSG, Urteil vom 1. Juli 2010, B 13 R 77/09 R). Denn die Beteiligten haben sich
gegenseitig vor vermeidbarem, das VersicherungsverhÃ¤ltnis betreffenden Schaden
zu bewahren (vgl. BSG, Urteile vom 8. Februar 2001, B 11 AL 21/00 R; vom 1. Juli
2010, B 13 R 77/09 R; Hess. LSG, Urteil vom 12. MÃ¤rz 2002, L 12 RJ 32/01).

Aus dem Rentenbescheid vom 22. Juni 2012 ergab sich fÃ¼r die KlÃ¤gerin eindeutig
und unmissverstÃ¤ndlich, dass bei Berechnung der RentenhÃ¶he Hinzuverdienst
aus Einkommen Beachtung findet. Es wurde ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen,
dass ihre Rente wegen voller Erwerbsminderung nicht oder nur in verminderter
HÃ¶he ausgezahlt wird, sofern durch ihr Einkommen die fÃ¼r die Rente
maÃ�gebende Hinzuverdienstgrenze Ã¼berschritten wird. Anlage 19 des Bescheids
befasste sich detailliert mit den Auswirkungen des Hinzuverdienstes unter
Darstellung der Hinzuverdienstgrenzen. Dabei wurde ausdrÃ¼cklich auf eine
â��monatlicheâ�� Hinzuverdienstgrenze hingewiesen und ausgefÃ¼hrt, dass der
Hinzuverdienst eines Kalendermonats der monatlichen Hinzuverdienstgrenze
gegenÃ¼bergestellt werde. Anhaltspunkte fÃ¼r eine abweichende zeitliche
Betrachtungsweise, etwa unter BerÃ¼cksichtigung des
Gesamtjahresarbeitsentgelts, finden sich an keiner Stelle. Die KlÃ¤gerin durfte
danach zu keinem Zeitpunkt davon ausgehen, dass ihr unregelmÃ¤Ã�ig erzieltes
Einkommen auf einen lÃ¤ngeren Zeitraum verteilt BerÃ¼cksichtigung finden
wÃ¼rde. Die maÃ�gebliche monatliche Betrachtungsweise wurde
unmissverstÃ¤ndlich dargestellt. Hiervon ausgehend konnte und musste die
KlÃ¤gerin angesichts der HÃ¶he ihres Hinzuverdienstes erkennen, dass sie die
Hinzuverdienstgrenzen in den von der Beklagten aufgezeigten Monaten
Ã¼berschritt und ihr die Rente nicht mehr durchgÃ¤ngig in voller HÃ¶he zustand.

Zur Ã�berzeugung des Senats standen im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum von
August 2012 bis November 2014 die gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen der
KlÃ¤gerin der notwendigen individuellen Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit nicht
entgegen. Allein der Bezug einer Rente wegen voller Erwerbsminderung aufgrund
psychischer GesundheitsstÃ¶rungen, hier einer depressiven StÃ¶rung, vermag die
individuelle Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit nicht auszuschlieÃ�en. Die KlÃ¤gerin litt
ausweislich des neurologisch-psychiatrischen Gutachten des Dr. D. vom 5.
September 2011 u.a. an einer depressiven StÃ¶rung, seinerzeit mittelgradig
ausgeprÃ¤gt, ausgelÃ¶st durch Partnerschaftskonflikte mit ihrem Ehemann sowie
chronische SchmerzzustÃ¤nde. Die behandelnde Ã�rztin Dr. H. berichtete in einer
Stellungnahme vom 6. Februar 2012 von einer Belastung der KlÃ¤gerin rund um
ihren Ehemann und ihre Scheidung. Inzwischen liege eine rezidivierende depressive
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StÃ¶rung in Form einer schweren Episode vor. Das medizinische Berichtswesen
enthÃ¤lt dagegen keine Hinweise darauf, dass die KlÃ¤gerin in ihrer
Lebensgestaltung derart eingeschrÃ¤nkt war, dass sie nicht in der Lage gewesen
wÃ¤re, behÃ¶rdliche Schreiben zur Kenntnis zu nehmen und inhaltlich zu erfassen.
Ein stationÃ¤rer Aufenthalt in einer psychiatrischen Klinik war nicht erforderlich. Die
KlÃ¤gerin hatte zwischen dem 24. August 2012 und dem 24. Juni 2016 vielmehr
vielfachen Kontakt mit der Beklagten, in denen sie die Auszahlung einer
Rentennachzahlung anmahnte und sich Ã¼ber ihre AnsprÃ¼che auf Altersrente
fÃ¼r schwerbehinderte Menschen informierte. AnlÃ¤sslich der Kontakte
verzeichnete die Beklagte keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die KlÃ¤gerin nicht in
der Lage gewesen sei, ihre sozialrechtlichen Rechte und Pflichten erfassen zu
kÃ¶nnen. Der gesundheitliche Zustand der KlÃ¤gerin vermag fÃ¼r den Senat auch
nicht zu erklÃ¤ren, warum die KlÃ¤gerin ausweislich eines Telefonvermerks vom 2.
August 2017 gegenÃ¼ber der Beklagte hinsichtlich einer BeschÃ¤ftigung ab Juni
2012 angegeben hat, sie wisse nichts von einer BeschÃ¤ftigung, die sie ausgeÃ¼bt
haben soll; auch der Name E. â�� Modeagentur â�� sage ihr nichts. Sie wolle den
Sachverhalt Ã¼berprÃ¼fen und sich nochmals melden. Eine entsprechende
Stellungnahme der KlÃ¤gerin folgte daraufhin jedoch nicht. FÃ¼r den Senat vermag
auch der zwischenzeitliche Namenswechsel der Arbeitgeberin von E. zu G. die
dokumentierte Unwissenheit der KlÃ¤gerin nicht zu erklÃ¤ren, da ihr die
AusÃ¼bung der BÃ¼rotÃ¤tigkeit in einem BÃ¼ro in D-Stadt mit einem nicht
unerheblichen Arbeitsentgelt ab Juni 2012 jedenfalls hÃ¤tte bekannt sein mÃ¼ssen.
Zutreffend hat das Sozialgericht im Ã�brigen darauf hingewiesen, dass die
KlÃ¤gerin im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum trotz ihrer seelischen Erkrankung in
geringerem zeitlichen Umfang als BÃ¼rogehilfin im Erwerbsleben habe stehen
kÃ¶nnen. Hierbei handelt es sich zur Ã�berzeugung des Senats um die AusÃ¼bung
einer in gewissem Umfang auch geistig anspruchsvollen TÃ¤tigkeit, die schwerlich
mit dem Fehlen der individuellen Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit in Einklang zu
bringen ist.

Unter BerÃ¼cksichtigung der oben aufgezeigten MaÃ�stÃ¤be ist der KlÃ¤gerin zur
Ã�berzeugung des Senats unter den gegebenen UmstÃ¤nden eine
Sorgfaltspflichtverletzung in besonders schwerem MaÃ�e vorzuwerfen, da bei ihr
zumindest eine grob fahrlÃ¤ssige Unkenntnis der aufgrund einer Ã�nderung ihrer
Einkommenssituation durch Aufnahme der BeschÃ¤ftigung fÃ¼r die E. â��
Modeagentur â�� eingetretenen Rechtswidrigkeit des Bescheids vom 22. Juni 2012
vorlag. Die KlÃ¤gerin hÃ¤tte erkennen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen, dass das von ihr
erzielte Einkommen zu einer Minderung ihrer Rentenzahlungen fÃ¼hren wÃ¼rde.
Auf Vertrauensschutz kann sich die KlÃ¤gerin nicht berufen.

Die KlÃ¤gerin kann sich auch wegen Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB X nicht auf
Vertrauen in den Bestand des Rentenbescheids vom 22. Juni 2012 berufen. Denn sie
ist zumindest grob fahrlÃ¤ssig ihren nach Â§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Sozialgesetzbuch Erstes Buch (SGB I) bestehenden Mitteilungspflichten in Form der
Anzeige einer Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen, die fÃ¼r die Leistung â�� hier die
Rente wegen voller Erwerbsminderung â�� erheblich waren, nicht nachgekommen,
indem sie die Beklagte zu keinem Zeitpunkt selbst Ã¼ber die Aufnahme der
BeschÃ¤ftigung fÃ¼r die Firma E. â�� Modeagentur â�� oder die Erzielung von
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Einkommen informiert hat. Die Beklagte hatte die KlÃ¤gerin auf das Bestehen der
Mitteilungspflichten im Rentenbescheid vom 22. Juni 2012 ausdrÃ¼cklich und
unmissverstÃ¤ndlich hingewiesen (â��Bitte teilen Sie uns unverzÃ¼glich mit, wenn
Sie eine BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit aufnehmen oder
ausÃ¼benâ�� und â��Sie mÃ¼ssen uns unverzÃ¼glich mitteilen, wenn Ihr
Einkommen Ã¼ber der Hinzuverdienstgrenze liegtâ��). Ob und in welcher HÃ¶he
das angezeigte Einkommen der KlÃ¤gerin aus ihrer Sicht Einfluss auf die monatliche
HÃ¶he ihrer Rentenzahlung hatte, d. h. ob ein rentenschÃ¤dliches Ã�berschreiten
der Hinzuverdienstgrenzen vorlag, ist fÃ¼r die ErfÃ¼llung der ihr obliegenden
Mitteilungspflichten unbeachtlich. Auch hier hat der Senat keine Zweifel an der
individuellen Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum.

Ermessen ist bei einer Aufhebung nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X nur im
Ausnahmefall auszuÃ¼ben. Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts bedeutet das â��sollâ�� in Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X, dass
der RentenversicherungstrÃ¤ger den Verwaltungsakt im Regelfall (â��typischer
Fallâ��) rÃ¼ckwirkend aufzuheben hat. Liegt jedoch ein Ausnahmefall (sog.
â��atypischer Fallâ��) vor, so ist eine Ermessensentscheidung darÃ¼ber zu treffen,
ob und in welchem Umfang von der gegebenen AufhebungsmÃ¶glichkeit abgesehen
werden kann. Anders als bei Â§ 45 SGB X enthÃ¤lt also Â§ 48 SGB X nicht fÃ¼r alle,
sondern nur fÃ¼r â��atypische FÃ¤lleâ�� eine Verpflichtung zur
ErmessensausÃ¼bung. Die PrÃ¼fung, ob ein solcher â��atypischer Fallâ�� vorliegt,
ist nicht Teil der Ermessensentscheidung, sondern gerichtlich in vollem Umfang
nachprÃ¼fbar (vgl. u.a. BSG, Urteile vom 6. November 1985, 10 RKg 3/84 vom 11.
Februar 1988, 7 RAr 55/86 und vom 25. April 1991, 11 Rar 21/89).

Wann ein â��atypischer Fallâ�� vorliegt, in dem die BehÃ¶rde eine
Ermessensentscheidung darÃ¼ber zu treffen hat, ob der Verwaltungsakt mit
Dauerwirkung rÃ¼ckwirkend aufgehoben wird, hÃ¤ngt von dem jeweiligen Zweck
der Regelung des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X und den UmstÃ¤nden des Einzelfalls
ab. Diese mÃ¼ssen im Hinblick auf die mit der rÃ¼ckwirkenden Aufhebung des
Verwaltungsakts verbundenen Nachteile, insbesondere der aus Â§ 50 Abs. 1 SGB X
folgenden Pflicht zur Erstattung der erbrachten Leistungen, vom Normalfall derart
abweichen, dass der betroffene LeistungsempfÃ¤nger deutlich schlechter dasteht,
als es beim Vorliegen eines Normalfalles der einschlÃ¤gigen Regelung des Â§ 48
Abs. 1 Satz 2 SGB X der Fall wÃ¤re (vgl. BSG, Urteil vom 30. Juni 2016, B 5 RE 1/15
R m.w.N.). Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X zielt darauf ab, dem
SozialversicherungstrÃ¤ger die MÃ¶glichkeit der Aufhebung von
Dauerverwaltungsakten ab Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse zur Herstellung der
materiellen Gerechtigkeit zu geben. Dagegen ist es nicht Sinn und Zweck dieser
Regelungen, dem Versicherten ein Ã¼ber die Erstattungspflicht nach Â§ 50 SGB X
hinausgehendes zusÃ¤tzliches â��Sonderopferâ�� abzuverlangen (BSG, a.a.O.,
m.w.N.). Dies ist etwa dann der Fall, wenn der LeistungsempfÃ¤nger durch die mit
der RÃ¼cknahme verbundenen Nachteile, insbesondere die aus Â§ 50 Abs. 1 SGB X
folgende Pflicht zur Erstattung der erbrachten Leistungen in besondere BedrÃ¤ngnis
gerÃ¤t (vgl. BSG, Urteil vom 6. November 1985, 10 RKg 3/84) oder wenn er sonst
fÃ¼r den von der Aufhebung betroffenen Zeitraum Anspruch auf eine andere
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Sozialleistung, etwa auf Sozialhilfe, gehabt hÃ¤tte (vgl. BSG, Urteil vom 12.
September 1984, 4 RJ 79/83). Auch ein Verschulden des
RentenversicherungstrÃ¤gers weist regelmÃ¤Ã�ig auf einen â��atypischen Fallâ��
hin. Ein â��atypischer Fallâ�� kann ferner gegeben sein, wenn ohne ein
Verschulden des RentenversicherungstrÃ¤gers besondere UmstÃ¤nde vorliegen, die
die Aufhebung fÃ¼r die Vergangenheit als unbilligen Eingriff in die persÃ¶nlichen,
sozialen oder wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse des Betroffenen erscheinen lassen.

Unter Anlegung dieser MaÃ�gaben lag ein atypischer Fall vorliegend nicht vor, denn
es ergibt sich aus keinem Gesichtspunkt eine Ã¼ber die Herstellung der materiellen
Gerechtigkeit hinausgehende Belastung der KlÃ¤gerin. Die mit jeder Erstattung
verbundene finanzielle Belastung fÃ¼r sich genommen ist noch nicht geeignet,
einen â��atypischen Fallâ�� zu begrÃ¼nden (vgl. Hessisches LSG, Urteil vom 10.
Februar 2012, L 5 R 207/11; Urteil vom 23. Mai 2014, L 5 R 197/12 m.w.N.). Die
hiermit einhergehende HÃ¤rte mutet das Gesetz jedem Betroffenen zu, weil dies
dem Rechtsgrundsatz der unbeschrÃ¤nkten VermÃ¶genshaftung entspricht. Auch
ein irreversibler Verbrauch der erhaltenen Ã�berzahlung, aus der der EmpfÃ¤nger
sonst die Erstattungsforderung beglichen hÃ¤tte, stellt fÃ¼r sich genommen keinen
Umstand dar, der eine besondere HÃ¤rte im Sinne des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X
begrÃ¼ndet. Dass die KlÃ¤gerin im Vergleich zu anderen Betroffenen durch die mit
der Aufhebung verbundene Erstattungspflicht schwerwiegender getroffen wÃ¤re
und hierdurch in eine â��besondere BedrÃ¤ngnisâ�� geraten wÃ¼rde, ist nicht
ersichtlich.

Die eingetretene Ã�berzahlung beruht auch auf keinem mitwirkenden Fehlverhalten
auf der Seite der Beklagten (vgl. BSG, Urteil vom 26. Juni 1986, 7 Rar 126/84). Die
Beklagte musste nicht durch eigenstÃ¤ndige Ermittlungen vor Kenntnis von der
BeschÃ¤ftigung der KlÃ¤gerin eine Ã�berzahlung verhindern. Vielmehr fÃ¤llt die
Ã�berzahlung ausschlieÃ�lich in den Verantwortungsbereich der KlÃ¤gerin und
beruht auf der Verletzung ihrer Mitteilungspflichten.

Die fÃ¼r die Aufhebung maÃ�geblichen Fristen sind eingehalten. Die Aufhebung
des Bescheids vom 22. Juni 2012 durch Bescheid vom 18. Juni 2018 erfolgte
innerhalb der Zehn-Jahres-Frist des Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 SGB X i.V.m. Â§ 45 Abs. 3
Satz 3 SGB X. Auch die Ein-Jahres-Frist gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 SGB X i.V.m. 
Â§ 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X ist eingehalten, denn sie beginnt zu laufen, sobald dem
zustÃ¤ndigen Sachbearbeiter der BehÃ¶rde die fÃ¼r die Aufhebungsentscheidung
erheblichen Tatsachen bekannt sind. Dazu gehÃ¶ren alle UmstÃ¤nde, deren
Kenntnis es der BehÃ¶rde objektiv ermÃ¶glicht, ohne weitere SachaufklÃ¤rung
Ã¼ber die Aufhebung zu entscheiden (vgl. BSG, Urteil vom 2. Juli 1997, 9 RV 14/96
m.w.N.). Der Umfang der Kenntnis der Tatsachen richtet sich nach dem Tatbestand
der Aufhebungsnorm. Bei der â��entsprechendenâ�� Anwendung der
Jahresfristregelung auf die Aufhebungsvorschrift des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X
muss das maÃ�gebende Wissen der BehÃ¶rde sÃ¤mtliche Tatsachen und
UmstÃ¤nde betreffen, die die wesentliche Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnisse bei Erlass des aufzuhebenden Verwaltungsakts darstellen
(BSG, Urteil vom 25. Oktober 1995, 5/4 RA 66/94). Ausreichend ist beispielsweise
nicht die Kenntnis der bloÃ�en Tatsache der BeschÃ¤ftigung, sondern es kommt
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auch auf die Kenntnis der HÃ¶he der EinkÃ¼nfte, deren Art und Verteilung im
Hinblick auf eine Anrechnung an (BSG, Urteil vom 11. Juni 2003, B 5 RJ 28/02 R). Die
Kenntnis erstreckt sich auch auf die Tatsachen zu den Ã¼brigen
RÃ¼cknahmevoraussetzungen, d.h. auch auf die subjektiven
Tatbestandsvoraussetzungen, die einem Vertrauensschutz der KlÃ¤gerin
entgegenstehen kÃ¶nnen. Damit beginnt die Jahresfrist in aller Regel frÃ¼hestens
mit der AnhÃ¶rung des BegÃ¼nstigten oder mit dem Ablauf der dem Betroffenen
fÃ¼r eine Ã�uÃ�erung gesetzten Frist (Steinwedel in BeckOK Sozialrecht (Kasseler
Kommentar), SGB X, Â§ 45 Rn. 27 m.w.N.). Die Beklagte hatte folglich weder durch
die automatisierte Mitteilung der Krankenkasse der KlÃ¤gerin am 14. April 2017
noch durch die Arbeitgeberauskunft vom 4. Januar 2018 bereits Kenntnis der
RÃ¼cknahmegrÃ¼nde i.S.v. Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 SGB X i.V.m. Â§ 45 Abs. 4 Satz 2
SGB X erlangt. Erst mit Eingang der auf die AnhÃ¶rung erfolgten Erwiderung der
KlÃ¤gerin vom 6. Juni 2018, eingegangen bei der Beklagten am 11. Juni 2018,
konnte die Beklagte erstmals eine Entscheidung unter BerÃ¼cksichtigung eines
subjektiven Verschuldens der KlÃ¤gerin treffen. Die unmittelbar im Anschluss
veranlasste Bekanntgabe des angefochtenen Bescheids vom 18. Juni 2018 erfolgte
offenkundig innerhalb der Jahresfrist.

Soweit die Beklagte damit berechtigt war, die Bewilligung von Rente wegen
Erwerbsminderung rÃ¼ckwirkend gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB X
aufzuheben, ist die KlÃ¤gerin nach Â§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB X fÃ¼r die Zeit vom 1.
August 2012 bis 30. November 2014 zur Erstattung des Ã¼berzahlten Betrages von
zuletzt noch 3.278,26 â�¬ verpflichtet.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.Â 

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht vorliegen.
Â 

Erstellt am: 05.01.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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